
 

 
Sitzungsbericht aus der Gemeinderatssitzung vom 05.04.2022 

 
 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
 
Von den anwesenden Bürgerinnen und Bürgern wurden keine Fragen an die 
Verwaltung gestellt. 
 
 

TOP 02 Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
In nicht öffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung). 
 
Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 15. März 2022 ist folgender 
Beschluss bekannt zu geben: 

 
 
TOP Weiteres Vorgehen bei der Bauplatzvergabe im Gewerbegebiet 2. 
Erweiterung Mehlis 
 
Es werden zur Zeit keine Gewerbebauplätze verkauft. 
  
 

TOP 03 Bericht der Bürgermeisterin 

 
 
Die Bürgermeisterin teilt folgendes mit: 
 

a) Ukraine-Krise 
 
Inzwischen sind 29 Personen aus der Ukraine in der Gemeinde Baindt 
untergebracht – 5 davon in kommunalen Einrichtungen. Beim sogenannten 
„Drehscheibenmodell“ gibt es noch erhebliche Schwierigkeiten bei der 
Zuweisung der geflüchteten Personen in die Städte und Gemeinden des 
Landreises. 
 



 
b) DRK-Begegnungscafé 

 
Das DRK-Begegnungscafé in der Baindter Straße 48 hat jeden Dienstag ab 15 
Uhr geöffnet. Eingeladen sind alle Geflüchteten mit ihren Kindern sowie deren 
Gastfamilien.  
 
 

c) Streuobstprogramm 
 
Im Rahmen des Streuobstprogramms „Jungbäume fürs Oberland“ wurden die 
Pflanzschnitte Ende März von einer geprüften Fachwirtin für Obst- und 
Gartenbau durchgeführt.  
 
 

d) Bürgerinformationsveranstaltung 
 
Am 26.04.2022 findet um 19:00 Uhr in der Schenk-Konrad-Halle eine 
Bürgerinformationsveranstaltung zur Vorstellung der Ergebnisse aus der 
Bürgerwerkstatt im vergangenen Jahr statt.  
 
 

TOP 04 Vorstellung der Biodiversitätsstrategie des Landkreises Ravensburg 
durch Herrn Moritz Ott vom Landschaftserhaltungsverband (LEV)  

 
 
Herr Ott vom Landschaftserhaltungsverband Ravensburg stellt die 
Biodiversitätsstrategie im Landkreis Ravensburg ausführlich vor.  
 
Die Ziele dieser Biodiversitätsstrategie und unter anderem der Erhalt und die 
Entwicklung von Ökosystemen als Lebensgrundlage für die heimische Flora und 
Fauna, die Aufwertung strukturverarmter Flächen und die stärkere Vernetzung von 
Biotopen. 
 
 

TOP 05 Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Bifang Erweiterung für die Errichtung einer  Terrassenüberdachung auf 
Flst, 455/4, Hirschstr. 32 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
Auf dem Flst. 455/4 in der Hirschstraße 32 soll die bestehende Terrasse mit einem 
flach geneigten Glasdach überbaut werden.   
 



Das Bauvorhaben liegt im Bereich des rechtsgültigen Bebauungsplanes „Bifang 
Erweiterung“ und ist nach § 30 Abs. 1 BauGB zu beurteilen (B-Plan rechtskräftig 
18.09.1975). Terrassenüberdachungen sind nach der LBO von BW im Innenbereich 
bis 30 m² verfahrensfrei zu erstellen. Somit ist die geplante Überdachung zwar 
verfahrensfrei, entspricht aber nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes, da sie 
außerhalb des Baufeldes liegt. Deshalb ist eine Befreiung von den planungsrechtlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplans nach § 31 Abs. 2 BauGB erforderlich. 
 
Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann ein Vorhaben von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden, die Abweichung städtebaulich vertretbar ist, die Durchführung des 
Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die 
Abweichung auch unter Würdigung der nachbarlichen Interessen mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist.  
 
Nach Ansicht der Verwaltung kann der Befreiung zugestimmt werden, da die 
Grundzüge der Planung nicht berührt sind und die Abweichung städtebaulich 
vertretbar ist. Es wurden bereits mehrere Befreiungen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes für Terrassenüberdachungen erteilt. 
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB zu der erforderlichen 
Befreiung für die Terrassenüberdachung in der nicht überbaubaren Fläche wird erteilt. 
 
 

TOP 06 Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Mehlisstraße beim Bauantrag zum Abbruch der bestehenden Gebäude 
und Neubau von 2 Mehrfamilienhäusern mit insgesamt 17 Wohnungen, 
auf den Flst. 579, 625 und 626, Schachener Str. 102 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske berichtet: 
 
Der Bauherr beantragt den Abbruch der bestehenden Gebäude auf den Flst. Nrn, 579, 
625 und 626. Auf dem Gesamtgrundstück sollen 2 Mehrfamilienhäuser mit 17 
Wohneinheiten mit Tiefgarage und 17 Stellplätzen entlang der Schachener Straße 
gebaut werden. Das Bauvorhaben liegt im Bereich des rechtskräftigen 
Bebauungsplanes Mehlisstraße und wird nach § 30 BauGB beurteilt. Da das Vorhaben 
nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes entspricht, sind folgende Befreiungen 
nach § 31 Abs. 2 BauGB erforderlich: 
 

• Überschreitung der Grundflächenzahl (GRZ) um 209 m², entspricht 20% 

• Überschreitung der Geschossflächenzahl (GFZ) um 42 m², entspricht 4% 

• Überschreitung des Baufeldes um 2,13 m² 

• Überschreitung der Wandhöhe mit den Vorbauten um 2,39 m 



 
Nach § 31 Abs. 2 kann ein Vorhaben von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, die 
Abweichung städtebaulich vertretbar ist, die Durchführung des Bebauungsplans zu 
einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung auch unter 
Würdigung der nachbarlichen Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.  
 
Im Bebauungsplan werden für den Bereich, in dem das Baugrundstück liegt 2 
Stellplätze pro Wohneinheit vorgeschrieben. Dies führt dazu, dass 17 Stellplätze 
entlang der Schachner Straße aufgereiht werden sollen. Die Baurechtsbehörde teilte 
dem Bauherrn bereits mit, dass die Stellplätze 17 bis 19 im Kreuzungsbereich 
Schachener Straße / Baienfurter Straße liegen, das Sichtdreieck zwar freigehalten 
wird, aber das Ein- und Ausparken im Kreuzungsbereich eine Gefahr darstellt. Der 
Kreuzungsbereich ist von Stellplätzen frei zu halten. 
 
Durch die Überschreitungen im dargestellten Maß sind die Grundzüge der Planung 
nach Ansicht der Verwaltung beeinträchtigt und die Abweichungen sind städtebaulich 
nicht vertretbar.  
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen zu den beim vorliegenden Bauvorhaben 
erforderlichen Befreiungen wird nicht erteilt. 
 
 

TOP 07 Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Gewerbegebiet Mehlis 2. Erweiterung beim Neubau eines 
Betriebsgebäudes auf dem Flst. 1014/6, Am Umspannwerk 23 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske trägt folgenden Sachverhalt vor: 
 
Der Bauherr beantragt im Gewerbegebiet Mehlis den Neubau eines 
Betriebsgebäudes. Das Bauvorhaben liegt im rechtsgültigen Bebauungsplan „2. 
Erweiterung Gewerbegebiet Mehlis“ und wird nach § 30 Abs. 1 BauGB beurteilt. 
 
Im gesamten Gewerbegebiet ist eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt. 
Dies bedeutet, dass 80% der Grundstücksfläche überbaut sein darf. Für das geplante 
Bauvorhaben wird eine Befreiung (§ 31 Abs. 2 BauGB) beantragt, da die 
Grundflächenzahl überschritten wird.  
Eine Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB ist auch für die außenliegende Treppenanlage 
erforderlich, die außerhalb des Bauquartiers geplant ist. Die erforderlichen 
Abstandsflächen (2,50m) sind bei dem Bauvorhaben eingehalten. 
 
Im Obergeschoss des Betriebsgebäudes ist eine Betriebsleiterwohnung eingeplant. 
Der Bebauungsplan sieht im Textteil unter Punkt 2.1 vor, dass Wohnungen für 



Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die 
dem Betrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind, ausnahmsweise zulässig sind. (§ 31 Abs. 1 BauGB) 
 
Im gesamten Gewerbegebiet wurde noch keine Befreiung von der GRZ erteilt. 
 
Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann ein Vorhaben von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden und 
1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordert oder 
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder 
3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 

führen würde und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

Aus Sicht der Verwaltung sind die Grundzüge der Planung mit der Überschreitung der 
GRZ berührt, die Abweichung ist städtebaulich nicht mehr vertretbar und mit den 
nachbarlichen Interessen nicht vereinbar.  
 
 
Nach § 31 Abs. 1 BauGB können von den Festsetzungen des Bebauungsplans solche 
Ausnahmen zugelassen werden, die in dem Bebauungsplan nach Art und Umfang 
ausdrücklich vorgesehen sind. 
Der Bebauungsplan Gewerbegebiet Mehlis 2. Erweiterung sieht diese Ausnahme 
(Betriebsleiterwohnung) vor, weshalb aus Sicht der Verwaltung der Ausnahme 
zugestimmt werden kann. 
 
 

Beschluss: 
 
a. Das gemeindliche Einvernehmen für die Befreiungen,  
 

1. Überschreitung der Grundflächenzahl 
2. Überschreitung der Baugrenze mit der außenliegenden Treppenanlage  
 
wird im Rahmen des Bauantrags zum Neubau eines Betriebsgebäudes nicht 
erteilt. 

 
b. Das gemeindliche Einvernehmen für die Ausnahme,  
 
        Ausführung einer Betriebsleiterwohnung 

 
        wird im Rahmen des Bauantrags zum Neubau eines Betriebsgebäudes erteilt 
 
 

TOP 08 Vertagt: Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes "2. Änderung Marsweiler Ost II"  beim Neubau eines 



Einfamilienwohnhauses mit Einliegerwohnung und Garage auf dem Flst. 
115/18, Lavendelstr. 9 

 
 
Dieses Bauvorhaben wird auf Grund einer Planänderung von der Tagesordnung 
abgesetzt und in einer der nächsten Gemeinderatssitzungen behandelt 
 
 

TOP 09 Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Nachtweiden II bei der Sanierung und Aufstockung des Hauptgebäudes 
der Klosterwiesenschule, auf dem Flst. 175, Boschstr. 1 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske berichtet: 
 
Am 21.03.2022 wurde das Baugesuch für die Vollsanierung des Hauptgebäudes der 
Klosterwiesenschule mit Aufstockung um ein Geschoss und Anbau von 2 
Treppenhäusern bei der Baurechtsbehörde im Landratsamt eingereicht. Das Gebäude 
liegt im Bereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nachtweiden II“ aus dem Jahr 
1985.  
An das aufgestockte Gebäude mit dann 3 Vollgeschossen müssen vor allem aus 
Brandschutzgründen 2 Treppenhäuser angebaut werden. Das Treppenhaus nördlich 
des Gebäudes ragt über die Baugrenze hinaus. Im Bebauungsplan ist die Fläche 
außerhalb des Baufeldes als öffentliche Grünfläche eingetragen, weshalb auch hierfür 
eine Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB erforderlich ist. 
 
Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann ein Vorhaben von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden und 
4. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordert oder 
5. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder 
6. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 

führen würde und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

 
Aus Sicht der Verwaltung sind die Grundzüge der Planung mit der Überschreitung der 
Baugrenze nicht berührt, die Abweichung ist städtebaulich vertretbar und mit den 
nachbarlichen Interessen vereinbar.  
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen zu den erforderlichen Befreiungen: 
 

1. Befreiung gem. § 31 (2) BauGB, hinsichtlich der Überschreitung der Baugrenze 
mit Teilen des geplanten nord-westlichen Treppenhauses 



2. Befreiung gem. § 31 (2) BauGB, hinsichtlich der Verletzung des Grüngebots 
von öffentlichen Grünflächen mituntergeordneten Teilen des geplanten nord-
westlichen Treppenhauses 

 
wird erteilt. 
 
 

TOP 10 Bodensee-Oberschwaben-Bahn GmbH & Co. KG - Änderung und 
Verlängerung des Zuschussgebervertrags 
 

 
 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
1. Ausgangslage 

Die Bodensee-Oberschwaben-Bahn GmbH & Co. KG (nachfolgend „BOB“) betreibt 

den gegenständlichen Schienenpersonennahverkehr seit dem 1. Juni 1997 zwischen 

den Bahnhöfen Friedrichshafen-Hafen und Aulendorf. Die BOB ist als GmbH & Co. 

KG ausgestaltet. Kommanditisten sind die Technische Werke Friedrichshafen GmbH 

(nachfolgend „TWF“), die Stadt Ravensburg, der Landkreis Bodenseekreis, der 

Landkreis Ravensburg und die Gemeinde Meckenbeuren. Erstere ist eine 100%ige 

Tochtergesellschaft der Stadt Friedrichshafen. Komplementärin der BOB ist die 

Bodensee-Oberschwaben-Bahn Verwaltungs-GmbH. 

 

Die Leistungen der BOB konnten in der Vergangenheit nicht allein durch 

Fahrgeldeinnahmen finanziert werden und auch künftig ist dies nicht zu erwarten. 

 

Bereits am 7. März 1996 wurde zwischen den Gesellschaftern der BOB, dem Land 

Baden-Württemberg und der BOB ein Rahmenvertrag abgeschlossen, der nach den 

Vorgaben der VO 1370/2007 als öffentlicher Dienstleistungsauftrag anzusehen ist. 

Gegenstand des Rahmenvertrags war die Finanzierung der erheblichen Verbesserung 

des damaligen Schienenverkehrs. Das Land und die übrigen Vertragspartner waren 

sich einig, dass die Verbesserungen nicht durch das Land allein finanziert werden 

können und daher auch die übrigen Partner die entstehenden Verluste auszugleichen 

haben. Für die Finanzierung der SPNV-Leistungen ist in erster Linie das Land 

zuständig. Allerdings besteht für Gemeinden und Landkreise nach dem ÖPNVG BW 

die (ergänzende) Möglichkeit, ebenfalls die Verkehrsleistungen zu fördern. 

 

Der öffentliche Dienstleistungsauftrag (Betrauung) der Behördengruppe aus dem Jahr 

2016 ergänzt den Rahmenvertrag sowie die SPNV-Verträge zwischen dem Land und 

der BOB hinsichtlich der beihilfenrechtskonformen Ausgestaltung der Finanzierung 

durch die Behördengruppe. 

 



Die Bodensee-Oberschwaben-Bahn hat ihren Betrieb am 1. Juli 1993 zwischen 

Friedrichshafen Stadt und Ravensburg aufgenommen. Aufgrund des 

verkehrswirtschaftlichen Erfolges wurde das Bedienungsgebiet ab dem 1. Juni 1997 

im Norden bis Aulendorf und im Süden bis Friedrichshafen-Hafen erweitert. 

Voraussetzung hierfür waren finanzielle Beteiligungen der von der Ausweitung 

begünstigten Gebietskörperschaften. Für das Nordgebiet (Ravensburg-Aulendorf) trifft 

dies auf eine Zuschussgebergemeinschaft, bestehend aus Landkreis Ravensburg, 

den Städten Ravensburg, Weingarten und Aulendorf sowie den Gemeinden Baienfurt, 

Baindt, Berg und Wolpertswende und - aufgrund einer besonderen vertraglichen 

Regelung - auf die Gemeinde Fronreute zu. Für den Abschnitt Friedrichshafen Stadt – 

Friedrichshafen-Hafen besteht eine entsprechende vertragliche Regelung mit der 

Stadt Friedrichshafen, die in das Vertragswerk mit den Zuschussgebern im Nordgebiet 

integriert werden soll.  

 

Erfreulicherweise wurden die prognostizierten Fahrgastzahlen im „Altgebiet" wie auch 

in den Erweiterungsgebieten bis zum Ausbruch der „Corona-Pandemie“ deutlich 

übertroffen. Das Fahrgastaufkommen ist über die Jahre kontinuierlich angestiegen. 

Der Zuschussgebervertrag wurden daher wiederholt verlängert und angepasst, so für 

die Nordgemeinden durch die Nachträge 1, 2 und 3. Aktuell wird eine erneute 

Anpassung und Verlängerung durch den angehängten Nachtrag 4 erforderlich. 
 
2. Aktuelle Rahmenbedingungen und Notwendigkeit der Verlängerung und 

Anpassung des Zuschussgebervertrags 

Seitens der Gesellschaft gibt es ein großes Interesse daran, die seit vielen Jahren 

positive Zusammenarbeit mit den beteiligten Gebietskörperschaften auch in der 

Zukunft fortzusetzen. Gerade die regionale Nähe und die Identität der Bevölkerung mit 

ihrer „Geißbockbahn" sind die entscheidenden Eckpfeiler für den Erfolg und die 

Akzeptanz dieses Verkehrssystems. Selbstverständlich sind auch die finanziellen 

Beiträge der Zuschussgeber ein wichtiger Baustein für die Durchführung des Verkehrs 

und auch entscheidend für die Beibehaltung des Verkehrs in der bestehenden Form 

in den kommenden Jahren. 

Nach § 12 Abs. 4 des Zuschussgebervertrags der Nordgemeinden (Nachtrag 3) 

verständigen sich die Vertragspartner spätestens mit dem Ablauf des Fahrplanjahres 

2020/21 (also bis Dezember 2021) darauf, ob und zu welchen Bedingungen die 

Laufzeit dieses Vertrages verlängert wird oder ein Anschlussvertrag abgeschlossen 

werden soll. 

Die Verständigung erfolgte in Form einer Abstimmungsrunde mit den kommunalen 

Vertretern am 21. Oktober 2021. In diesem Rahmen stellte die BOB ihren Vorschlag 

zur Anpassung der Zuschüsse mit Wirkung zum nächsten Geschäftsjahr (ab 1. 

Oktober 2022) vor, der im Grundsatz nicht abgelehnt wurde. Die BOB stellte 

insbesondere ihre Wirtschaftsplanung für die kommenden Geschäftsjahre dar und 

verdeutlichte die Notwendigkeit der Anpassung des Betriebskosten-Zuschusses der 



Nordgemeinden, auch angesichts der unsicheren Entwicklung der Energiepreise und 

um über den Planungszeitraum bis ca. 2026 ein insgesamt ausgeglichenes Ergebnis 

erzielen zu können. Der Vorschlag bezifferte konkret die Anpassung des Zuschusses 

in dem Jahr 2022 um ca. 35 % und die Anpassung in den Folgejahren nach den 

bisherigen Indexierungsbestimmungen ergänzt um die Stromkosten. 

Die Erforderlichkeit der Änderungen ergibt sich insbesondere aus der Elektrifizierung 

des Verkehrsbetriebs (Südbahn). Die Elektrifizierung ist als Antriebsart in den Vertrag 

einzubeziehen. Die Verpflichtung zum Betrieb elektrischer Triebfahrzeuge folgt bereits 

aus dem öDA aus dem Jahr 2016 sowie ab Dezember 2021 aus dem Verkehrsvertrag 

zwischen dem Land und der BOB. Sie führt zu steigenden Kosten für die Beschaffung 

der elektrischen Triebfahrzeuge, die Stromzuführung und -bereitstellung 

(Fahrleitungen, Unterwerke, Speiseleitungen u. a.) sowie für das Zugpersonal. 

 

Geändert werden sollen daher: 

• Der Einsatz auch von Elektro-Triebfahrzeugen sowie der ZugKM-Satz für Elektro-

Triebfahrzeuge sollen zur Konkretisierung der Verpflichtungen aufgenommen 

werden. 

• Der Zuschuss-Betrag muss aufgrund der Kostensteigerung um ca. 35% mit 

Wirkung zum nächsten Geschäftsjahr (ab 01.10.2022) angepasst werden. 

• Die Laufzeit des Zuschussvertrags soll dementsprechend bis zum 6. März 2026 

angepasst werden.  

• § 3 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 des Zuschuss-Vertrags (Nachtrag 3) enthält 

änderungsbedürftige Zuschussänderungsbestimmungen, da sie sich ausdrücklich 

an Diesel-Preisen orientieren und keine andere Energieform wie Elektrizität 

einbeziehen. 

Der Entwurf des Nachtrages 4 ist als Anlage 1 beigefügt. 

 

Aus Sicht der Gesellschaft stellt dies ein faires Angebot dar, welches sowohl die 

Belange der Gesellschaft und deren Gesellschafter, die letztlich die Risiken aus ihrem 

Eisenbahnbetrieb in vollem Umfang tragen, als auch jene der Zuschussgeber 

angemessen berücksichtigt. 

 

3. Weiteres Vorgehen 

Die vorstehend beschriebenen Maßnahmen sind nur dann realisierbar, wenn 

sämtliche Zuschussgeber zur Fortsetzung der Solidargemeinschaft bereit sind. Um die 

entsprechenden Maßnahmen zeitnah umsetzen zu können, wäre es erforderlich, dass 

die Zuschussgeber spätestens bis 30.06.2022 verbindlich ihre Zustimmung zur 

Vertragsverlängerung erklären. In diesem Fall wäre die Vertragsunterzeichnung noch 



im Jahr 2022 möglich und könnte der Vertrag dann rückwirkend ab dem 

Fahrplanwechsel am 12. Dezember 2021 in Kraft treten. 

 
Die BOB-Bahn ist ein Erfolgsmodell kommunaler Zusammenarbeit, auch wenn Zeiten 
wie Corona, die Fahrgastzahlen geringer ausfallen ließen. Diese Verkehrsverbindung 
stellt ein attraktives Nahversorgungsangebot dar, dass in Zukunft, auch wenn die 
Aufgaben groß sind, sicher immer größere Bedeutung haben wird.  
 
Die Erhöhung des individuellen Zuschusses je Gebietskörperschaft ab dem 
01.10.2022 beträgt für Baindt 1.558,91 €. Bisher bezahlen wir einen Zuschuss von 
4.341,09 und künftig beläuft sich der Zuschuss auf 5.900 €.  
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt des Landkreises Ravensburg beschließt: 
 

1. Die Gemeinde Baindt stimmt der Vertragsänderung zu.  

2. Die Verwaltung wird angewiesen und ermächtigt, die für die Umsetzung dieses 
Beschlusses erforderlichen Schritt zu ergreifen. 

 
 

TOP 11 Sanierung Klosterwiesenschule - Weiteres Vorgehen 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
In der Sitzung des Gemeinderates am 09.02.2021 wurde beschlossen, dass die 
Sanierung der Klosterwiesenschule durch eine Vollsanierung und Aufstockung des 
Hauses Blau erfolgen soll. Am 06.07.2021 wurde das Materialkonzept bereits zur 
Abstimmung dem Gemeinderat vorgestellt. Die Auswahl der Materialien war nötig, 
damit die Bewerber bei der durchzuführenden EU-Ausschreibung eine Vorgabe für 
den Gestaltungsspielraum hatten. 
 
Anfang November 2021 konnten die Architektenleistungen an das Architekturbüro mlw 
aus Ravensburg vergeben werden. Ende November erfolgte die Vergabe der 
Tragwerksplanung, der HLS-Planung und der Elektrotechnikplanung. Das Baugesuch 
wurde Anfang März eingereicht. 
 
Die Bauleistungen müssen aufgrund der Höhe von knapp 6.000.000 € netto ebenfalls 
europaweit ausgeschrieben werden. Lediglich Gewerke im Umfang von 20% aus der 
Bauleistungssumme dürfen national ausgeschrieben werden. Geplant ist es, die 1. 
Tranche (Gerüstbau, Abbruch und Aufzugsanlage) im April national auszuschreiben. 
Die Vergabe der Leistungen wird dann in der Sitzung vom 31.05.2022 erfolgen. 
 



Geplant ist der Start der Abbrucharbeiten im blauen Gebäude dieses Jahr nach den 
Sommerferien. Bereits jetzt werden verschiedene Räumlichkeiten von Mitarbeitern des 
Bauhofs für die Übergangsphase während der Bauzeit des Schulgebäudes umgebaut 
und kindertauglich gemacht. 
 
In der Sitzung des Gemeinderats am 15.03.2022 wurde das vom Architekturbüro mlw 
aus Ravensburg vorgeschlagene Materialkonzept beschlossen. Angesichts der 
Entwicklung im Bausektor wollte man bis zur Aprilsitzung abwarten, wie sich die Lage 
entwickelt und dann entscheiden, ob die ersten Gewerke (Abbruch, Gerüstbau und 
Aufzugsanlage) wie geplant am 11.04.2022 national ausgeschrieben werden sollen. 
Wenn nach den Sommerferien mit dem Abbruch anfangen werden soll, muss der 
Ausschreibungstermin dringend eingehalten werden. 
 
 

Beschluss: 
 
1. Das Architekturbüro mlw wird mit der Leistungsphase 6 (Vorbereitung der 

Vergabe) nach HOAI beauftragt. 
 
2. Das Architekturbüro mlw wird mit der Ausschreibung der Gewerke Abbruch, 

Gerüstbau und Aufzugsanlage beauftragt. 
 
  

TOP 12 Auftragsvergabe Umbau Bushaltestellen zu barrierefreien 
Bushaltestellen in der Gartenstraße 

 
 
Ortsbaumeister Roth teilt mit: 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 02.05.2017 wurde beschlossen, die Bushaltestellen 
in der Gemeinde Zug um Zug umzubauen. Um in den Genuss von Fördermitteln zu 
kommen, muss eine Bagatellgrenze von 100.000,- € überschritten werden. Die 
Gemeinde Baindt erhält eine Zuwendung / Landesförderung zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse in Gemeinden im Sinne einer nachhaltigen Mobilität nach dem 
Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (LGVFG) in Höhe von maximal 
99.603,00 €. Die Förderung vom Landratsamt Ravensburg beträgt je Haltestelle 
4.000,00 €. Für das Buswartehäuschen beläuft sich die Fördersumme auf 2.200,00 €. 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 05.10.2021 wurde das Ingenieurbüro Marschall und 
Klingenstein, Tettnang beauftragt die Arbeiten auszuschreiben. 
 
Am 07.02.2022 wurde die beschränkte Ausschreibung an 9 Firmen versandt.  
 
Die Ausschreibung beinhaltet folgende Tief- und Straßenbauarbeiten: 

- Fundamentherstellung für Buswartehäuschen 
- Erstellung Blindenleitsystem 
- Erneuerung Straßenbeleuchtung 



- Belagserneuerung 
- Optimierung der Zufahrtsradien 
- Einbau eines Busbordsteines „Kasseler Sonderbord“ Höhe 18 cm. 

 
Zur Submission am 10.03.2022 gingen 5 Angebote ein. Die Auswertung der Angebote 
ist im Preisspiegel (Kurzfassung) dargestellt. Die Angebotspreisspanne der 
Hauptangebote liegt zwischen 109.707,48 € brutto (= 100%, günstigstes Angebot) und 
156.309,57 € brutto (=142,5%, teuerstes Angebot). 
 
Das günstigste Angebot nach VOB/A § 16 wurde von der Beller GmbH aus 
Herbertingen abgeben mit einer Angebotssumme von 109.707,48 € brutto. 
Im Vergleich zum bepreisten Leistungsverzeichnis (LV) liegt der günstigste Bieter bei 
98,1 %. 
 
Nach VOB/A § 16 soll der Zuschlag auf das Angebot erteilt werden, das unter 
Berücksichtigung aller technischen und wirtschaftlichen, ggf. auch gestalterischen und 
funktionsbedingten Gesichtspunkten als das wirtschaftlichste erscheint. Das Angebot 
der Fa. Beller, Herbertingen mit einer Angebotssumme von 109.707,48 € brutto ist das 
wirtschaftlich günstigste Angebot.  
 
 

Beschluss: 
 
Die Arbeiten für den Umbau der Bushaltestellen zu barrierefreien Bushaltestellen in 
der Gartenstraße wird an die Fa. Beller, Herbertingen mit einer Angebotssumme von 
109.707,48 € brutto erteilt. 
 
 

TOP 13 Entwicklung Flüchtlingsunterbringung - Prüfung der Beschaffung und 
Aufstellung von Wohncontainern 

 
 
Kämmerer Abele berichtet: 
 
Der Krieg in der Ukraine hat eine Fluchtwelle ausgelöst. Die Zahlen der geflüchteten 
Personen, die nach Deutschland kommen, überschlagen sich tagtäglich. Doch 
Wohnraum für Geflüchtete ist knapp. Die Gemeinde Baindt appelliert an die 
Bevölkerung, Unterkünfte anzubieten. Immobilienbesitzer und Vermieter werden 
aufgefordert, sich bei der Gemeinde zu melden, falls sie freien Wohnraum zur 
Verfügung stellen können. 
 
Es ist bereits jetzt klar zu erkennen, dass sich die aktuelle Flüchtlingswelle mit dem 
Flüchtlingsstrom aus den Jahren 2015/16 vergleichen lässt. Die Hilfesuchenden 
erreichen Deutschland und die Nachbarländer in einer deutlich höheren Anzahl und 
innerhalb kürzester Zeit. Es geht nicht darum zu entscheiden „ob“ gehandelt werden 
muss, sondern darum „wie“ gehandelt werden muss.  
 



Es geht darum gemeinschaftlich und im Schulterschluss mit den umliegenden 
Gemeinden und dem Landkreis Ravensburg, die notwendigen Maßnahmen zu 
ergreifen. 
 
Derzeit sind die Kapazitäten der Gemeinde Baindt zur Unterbringung von geflüchteten 
Menschen nahezu vollständig ausgeschöpft. Aus der Ukraine haben derzeit 29 
Personen in Baindt Platz gefunden. 
 
Stand 28.03.2022 sind in der Gemeinde Baindt 131 Personen in der 
Anschlussunterbringung. 6 dieser 131 Personen gehören nicht zum Bereich der 
Anschlussunterbringung, sondern sind aufgrund anderweitiger unfreiwilliger 
Obdachlosigkeit ordnungsrechtlich untergebracht.  
 
Die Gemeinde Baindt ist im Landkreis Ravensburg dem Knotenpunkt Bad Waldsee 
zugeordnet. Knotenpunkte sind die Orte zur Unterbringung in privatem Wohnraum. Der 
Knotenpunkt gibt an, wohin die angekündigten geflüchteten Personen mit einem Bus 
von Ravensburg aus gebracht werden. Der weitere Transport ist dann vom 
Knotenpunkt mit den aufnehmenden Gemeinden der Region zu klären. 
  
Da der Wohnungsmarkt gegenwärtig sehr angespannt ist, fällt es vielen der bereits 
aus anderen Gründen bei uns untergebrachten Personen zudem sehr schwer, auf dem 
privaten Wohnungsmarkt eine Wohnung anzumieten. Sie bleiben daher trotz großer 
Bemühungen längerfristig in den gemeindeeigenen Unterkünften und belegen damit 
die Plätze für weitergehende Bedarfe. 
 
Aufgrund der ansteigenden Zuzugszahlen geflüchteter Menschen nach Deutschland 
und Baden-Württemberg, der begrenzten bzw. ausgeschöpften Kapazitäten der 
Gemeinde Baindt bzgl. der Unterbringung geflüchteter Menschen sowie des weiterhin 
angespannten Wohnungsmarkts ist es daher dringend notwendig, weitere 
Wohnraumkapazitäten zu schaffen. 
 
Die Gemeindeverwaltung schlägt folgende Maßnahmen vor, die kurz- bis mittelfristig 
umgesetzt werden können: 
 
1. Anmietung von privatem Wohnraum durch die Gemeinde Baindt sofern Angebote 
vorhanden. 
- Im Amtsblatt, auf der Homepage und in den sozialen Medien werden 
  Pressemitteilungen platziert. 
 
2. Hilfe zur Selbsthilfe / Unterstützung bei Wohnraumsuche 
• Die Gemeinde Baindt, die Integrationsbeauftragte Frau Schnell vermitteln und 
unterstützen Geflüchtete sowie bereits anschlussuntergebrachte Personen bei der 
Suche nach privatem Wohnraum. 
 
3. Aufstellen von Wohncontainern 
• Schnellste bauliche Variante (ca. sechs Monate Vorlaufzeit). 
• Nutzbare Fläche und evtl. Bauantrag erforderlich. 
• Vorstellbare Flächen: 
  Gewerbebauplatz im GE Mehlis Erweiterung, alternativ Baugebiet Grünenberg. 
 
Neben den kurz- bis mittelfristig umsetzbaren Möglichkeiten (s.o.), sollten auch 
längerfristige Lösungen ins Auge gefasst werden, um Wohnraum zur Unterbringung 
zu schaffen. 
 
Es ist selbstverständlich, dass die Gemeinde  Baindt  einen  Beitrag  dazu  leistet,  



Menschen zu helfen, die unverschuldet durch Krieg aus ihrer Heimat flüchten müssen.  
 
Ziel der Gemeinde ist es eine Hallenbelegung zu vermeiden und möglichst viel privaten 
als auch öffentlichen Wohnraum anzubieten. 
  
Derzeit wird die Gemeinde eine Dachwohnung im Klosterhof 4 und vier Zimmer in  
der Friesenhäusler Str. 12 belegen. Ein Container in der Boschstraße 1/5 kann 
zusätzlich belegt werden.  
  
Die Finanzverwaltung wird die  Fördertöpfe  für  die  Errichtung  von  Asyl-  und  
Obdachlosenunterkünften im Auge behalten. Jedoch ist die Standortsuche schwierig. 
  
Die neu und kurzfristig zuerrichtenden Container könnten langfristig die Container in 
der Boschstraße 1/5 ersetzen.   
 
 

Beschluss: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, o.g. kurzfristige Maßnahmen 1-2 (Anmietung 

Privatwohnraum, Unterstützung bei der Wohnraumsuche zu prüfen und ggfs. 
umzusetzen. 
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, bzgl. der Aufstellung von Wohncontainern (Ziff. 
3) entsprechende Angebote einzuholen und nach Rücksprache und im 
Einvernehmen mit den Fraktionsvorsitzenden zu vergeben. 

 
3. Der Gemeinderat stimmt der Beschaffung von 5-7 Container im Rahmen einer 

außerplanmäßigen Ausgabe zu. 
 
4. Die Verwaltung wird beauftragt, weitere mögliche Standorte zu untersuchen. 

 
 

TOP 14 Anfragen und Verschiedenes  

 
 
a) Ehrenamtsfest 

 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit, dass das Ehrenamtsfest am 16.09.2022 in der 
Schenk-Konrad-Halle stattfinden soll.  
 
 

b) Integrationsmanagement – Verlängerung der Förderung 
 
Hauptamtsleiter Plangg teilt mit, dass die Förderung der Stelle der 
Integrationsmanagerin noch bis 14.01.2023 läuft. Die Förderung kann nun 1 Jahr 
verlängert werden. 
 
 

Beschluss: 



 
Der Verlängerung der Förderung des Integrationsmanagements um 1 Jahr wird 
zugestimmt. 
 
 

c) Aushub auf dem Schulparkplatz 
 
Ein Gremiumsmitglied hat bereits in der letzten Gemeinderatssitzung am 
15.03.2022 nachgefragt, wie lange dieser Aushub auf dem Schulparkplatz 
verbleibt. Darüber hinaus hat er angefragt, in wie weit dieser Erdhügel die 
Planung des Dorffestes beeinträchtigt. Bürgermeisterin Rürup bringt zum 
Ausdruck, dass es sich bei dem Erdaushub um den Bodenabtrag des Geh- und 
Radweges Sulpach handelt und dieser bis voraussichtlich August dort 
zwischengelagert wird. Mitte April findet ein Gespräch mit Vertretern des 
Musikvereins statt, bei dem auch dieser Erdhügel thematisiert wird. Es steht 
dabei außer Frage, dass das Festzelt ohne Beeinträchtigungen aufgebaut 
werden kann. 
 
 

d) Dorfplatz – Außenbestuhlung Bäckerei Hamma 
 
Es wurde angesprochen, dass die Bäckerei Hamma mit seiner Außenbestuhlung 
bei Vereinsfesten auf dem Dorfplatz nicht in Konkurrenz zu den jeweiligen 
Vereinen tritt. Bürgermeisterin Rürup wird mit den Verantwortlichen das 
Gespräch suchen. 
 
 

e) Baindter Hof Baumaßnahme 
 
Ein Gremiumsmitglied erkundigt sich, ob die Baumaßnahme abgeschlossen ist. 
Nach wie vor fehlen die Doppelparker. Bauamtsleiterin Jeske erkundigt sich beim 
Landratsamt Ravensburg .  
 
 

f) Rathaus Gemeinde Baindt 
 
Ab dem 19.04.2022 ist das Rathaus für die Bürgerinnen und Bürger wieder ohne 
Terminvereinbarung geöffnet. Für die Bürgerinnen und Bürger war dies nach 
Ansicht eines Gemeinderates eher belastend.  
 
 

g) Ukrainekonflikt 
 
Aufgrund des Ukrainekrieges fällt die Ukraine als Kornspeicher aus. Nach 
Meinung eines Gemeinderates sollte man mit den Baindter Landwirten das 
Gespräch suchen, dass anstatt Mais vielmehr Weizen angebaut wird.  
 


